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Satzung 
über die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte 

der Samtgemeinde Fintel 
 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit § 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) sowie § 11 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) hat der Rat der Samtgemeinde Fintel in seiner Sitzung am 07.09.2017 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit des Textes wurde, sofern es sich nicht um Zitate handelt, auf die Schreibweise 
„-er/Innen“ verzichtet. Generell wurden stattdessen die Begriffe stets in der kürzeren, männlichen Schreibweise (z. B. 
Benutzer) verwendet. 
 

A m t s b l a t t  
für den 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 
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An dieser Stelle wird mit Gültigkeit für die gesamte Satzung und alle hierauf fußenden Dokumente betont, dass dies als 
Synonym für die männliche und weibliche Form vereinfacht verwendet wurde und alle männlichen und weiblichen Per-
sonen gleichberechtigt angesprochen werden. 
 

§ 1 
Zweck und Benutzungsverhältnis 

 
(1) Die Samtgemeinde Fintel unterhält zur vorübergehenden Unterbringung obdachloser Personen, welche erkennbar 
und nachweislich nicht in der Lage sind, sich selbst ein Obdach zu beschaffen, Obdachlosenunterkünfte. 
 
(2) Das Benutzungsverhältnis zwischen der Samtgemeinde Fintel und den Benutzern gründet sich stets auf eine Einwei-
sungsverfügung und stellt ein öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis dar. Die Benutzung der Obdachlosenunter-
künfte wird zur Gefahrenabwehr ermöglicht. Ein über die Gefahrenabwehr hinausgehender Benutzungsanspruch besteht 
nicht. 
 
(3) Obdachlosenunterkünfte im Sinne dieser Satzung sind jedenfalls die folgenden eigenen Immobilien der Samtge-
meinde Fintel: 

– Graf-Wilhelm-Str. 47, 27389 Lauenbrück 

– Berliner Str. 7, 27389 Lauenbrück 
 
(4) Weitere Immobilien können durch die Samtgemeinde Fintel angemietet und im Sinne dieser Satzung per Einwei-
sungsverfügung zur Benutzung bereitgestellt werden. 
 
 

§ 2 
Aufsicht, Verwaltung, Ordnung 

 
(1) Die Obdachlosenunterkünfte unterstehen der Aufsicht und der Verwaltung der Samtgemeinde Fintel. 
 
(2) Die Samtgemeinde Fintel erlässt für die Obdachlosenunterkünfte eine Hausordnung, welche das Zusammenleben 
der Bewohner, das Ausmaß der Nutzung und die Ordnung in den Obdachlosenunterkünften regelt. 
 
 

§ 3 
Einweisung 

 
(1) Die zur Gefahrenabwehr unterzubringenden Personen werden durch (in aller Regel schriftliche) Ordnungsverfügung 
der Samtgemeinde Fintel unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs in eine Obdachlosenunterkunft eingewiesen. 
Bei der erstmaligen Einweisung in eine Obdachlosenunterkunft erhält der Benutzer gegen schriftliche Bestätigung: 

– die Ordnungsverfügung, in welcher die unterzubringende/n Person/en, die Obdachlosenunterkunft (Adresse/Zimmer) 
und die Höhe der zu leistenden Nutzungsentschädigung bezeichnet sind, 

– die Hausordnung der Obdachlosenunterkünfte und 

– einen Unterkunftsschlüssel 
 
(2) Ein Mietverhältnis wird durch die Einweisung und/oder den Einzug nicht begründet. 
 
(3) Ein Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. Der Benutzer kann, mit einer Frist von zwei 
Tagen, sowohl innerhalb der Obdachlosenunterkunft in ein anderes Zimmer, als auch von einer Obdachlosenunterkunft 
in eine andere Obdachlosenunterkunft verlegt werden. 
 
(4) Durch Einweisung und Aufnahme in eine Obdachlosenunterkunft ist jeder Benutzer verpflichtet 

– die Bestimmungen dieser Satzung und der Hausordnung zu beachten und 

– den Weisungen der mit der Aufsicht und Verwaltung der Obdachlosenunterkünfte beauftragten Mitarbeiter der Samtge-
meinde Fintel Folge zu leisten. 

 
(5) Die Einweisung kann widerrufen werden, wenn 

– dem Benutzer anderweitig ausreichend Wohnraum zur Verfügung steht, 

– der Benutzer es pflichtwidrig unterlässt, zur Abwehr seiner Obdachlosigkeit nach Fristsetzung sich selbst um aus-
reichenden Wohnraum zu bemühen, 

– der Benutzer schwerwiegend oder mehrfach gegen diese Satzung, die Hausordnung der Obdachlosenunterkünfte oder 
Weisungen nach § 3 Abs. 4 verstoßen hat, 

– eine anderweitige Unterbringung aus wichtigen Gründen geboten ist oder 

– die in Betracht kommende Unterkunft aufgehoben wird bzw. nicht mehr zur Verfügung steht. 
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(6) Der Benutzer hat die Obdachlosenunterkunft unverzüglich zu räumen, wenn 

– die Einweisung widerrufen wird oder 

– der Benutzer seinen Wohnort wechselt. 
 
(7) Die Räumung einer Unterkunft kann nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (VwVG) sowie 
des Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (NVwVG) zwangsweise durchgeführt werden. Der 
betroffene Benutzer ist verpflichtet, die Kosten der Zwangsräumung zu tragen. Sind mehrere Benutzer betroffen, so 
haben sie die Kosten der Zwangsräumung als Gesamtschuldner zu tragen. 
 
(8) Das Benutzungsverhältnis endet mit der ordnungsgemäßen Übergabe der Unterkunft und ggf. der dem Benutzer 
überlassenen Gegenstände an einen mit der Aufsicht und der Verwaltung der Obdachlosenunterkunft beauftragten Mit-
arbeiter der Samtgemeinde Fintel. 
 
 

§ 4 
Benutzung der überlassenen Räume 

 
(1) Zur Benutzung des zugewiesenen Raums/der zugewiesenen Räume ist/sind nur die in der Einweisungsverfügung 
namentlich genannte/n Person/en berechtigt. Die Aufnahme anderer Personen bedarf der schriftlichen Erlaubnis der 
Samtgemeinde Fintel. Dies gilt nicht für Kinder, welche während des Benutzungsverhältnisses geboren werden. 
 
(2) Der überlassene Raum, die überlassenen Räume dürfen lediglich zu Wohnzwecken genutzt werden. 
 
(3) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem ggf. überlassenen Zubehör dürfen nicht vorgenommen 
werden. 
 
(4) Eigene Einrichtungsgegenstände dürfen nur mit Zustimmung der Samtgemeinde Fintel in die Unterkunft gebracht 
werden. Diese Zustimmung kann befristet und/oder mit Auflagen versehen werden. 
 
(5) Die Samtgemeinde Fintel kann bauliche oder sonstige Veränderungen, die ohne ihre Zustimmung vorgenommen 
wurden, auf Kosten des Benutzers beseitigen und den früheren Zustand wieder herstellen lassen. 
 
(6) Die Samtgemeinde Fintel darf darüber hinaus alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um den Zweck der öffentli-
chen Einrichtung „Obdachlosenunterkunft“ zu erreichen. 
 
 

§ 5 
Pflichten der Benutzer 

 
Die Benutzer sind verpflichtet, 

– den Hausfrieden zu wahren und aufeinander Rücksicht zu nehmen, 

– die ihnen zugewiesenen Räume samt dem ggf. überlassenen Zubehör pfleglich zu behandeln, 

– den anfallenden Müll sachgerecht sortiert und dem Müllentsorgungskalender der AWR (Abfallwirtschaft Rotenburg) 
entsprechend regelmäßig, wenigstens aber alle zwei Wochen zu entsorgen und 

– die Samtgemeinde Fintel unverzüglich von Schäden am Inneren oder Äußeren der Räume in der zugewiesenen Unter-
kunft zu unterrichten. 

 
 

§ 6 
Verbote 

 
Dem Benutzer/Den Benutzern ist untersagt, 

1. in die Unterkunft entgeltlich oder unentgeltlich Dritte aufzunehmen. Die besuchsweise Aufnahme von Dritten bedarf 
der vorherigen Zustimmung der Samtgemeinde Fintel; 

2. die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken zu benutzen; 

3. die Haltung von Tieren. Dieses Verbot gilt ausnahmsweise nicht für Blinde oder Sehbeeinträchtigte, welche einen 
ausgebildeten Blindenführhund besitzen und auf diesen angewiesen sind; 

4. Kraftfahrzeuge in der Unterkunft oder auf dem zur Unterkunft gehörenden Grundstück abzustellen; 

5. Materialien wie z. B. Glas, Holz, Metall, Gartenabfälle, gebrauchsunfähige Geräte, Fahrräder oder Maschinen auf 
dem Grundstück sowie in den überlassenen Räumen zu lagern oder abzustellen; 

6. Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Veränderungen der Unterkunft vorzunehmen; 
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7. ausgehändigte Schlüssel der Unterkunft nachzumachen und/oder diese oder die Originalschlüssel an Dritte weiter-
zugeben. 

 
 

§ 7 
Betreten der Unterkünfte 

 
Die Mitarbeiter der Samtgemeinde Fintel sind berechtigt, die Unterkünfte nach Absprache mit den Benutzern zu betreten 
und zu kontrollieren. Bei Gefahr im Verzug dürfen sie jederzeit ohne vorherige Ankündigung die Unterkunft/überlassenen 
Räume betreten und sich gegebenenfalls zwangsweise Zutritt verschaffen. Die Samtgemeinde Fintel behält für diese 
Zwecke einen Zimmer- bzw. Wohnungsschlüssel zurück. 
 
 

§ 8 
Instandhaltung der Unterkünfte 

 
(1) Die Instandhaltung der Obdachlosenunterkünfte obliegt der Samtgemeinde Fintel. Beschädigungen der Unterkunft, 
welche auf unsachgemäße Behandlung durch den Benutzer zurückzuführen sind, werden auf dessen Kosten behoben. 
 
(2) Der Benutzer ist nicht berechtigt, auftretende Mängel auf Kosten der Samtgemeinde Fintel beseitigen zu lassen. 
 
 

§ 9 
Verlassen der Unterkunft 

 
(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat der Benutzer/haben die Benutzer die Unterkunft (bis auf ggf. durch 
die Samtgemeinde Fintel überlassene Gegenstände und Zubehör) vollständig geräumt und besenrein zurückzugeben. 
Alle Schlüssel sind den beauftragten Mitarbeitern der Samtgemeinde Fintel zu übergeben. 
 
(2) Bei beabsichtigter Aufgabe der Unterkunft ist der Benutzer verpflichtet, dies der Samtgemeinde Fintel unverzüglich, 
mindestens aber eine Woche vor dem Auszug, mitzuteilen. 
 
(3) Wird eine Unterkunft ohne entsprechende Benachrichtigung länger als eine Woche nicht benutzt/bewohnt, so gilt sie 
als frei und kann durch die Samtgemeinde Fintel nach Maßgabe des § 3 Abs. 7 geräumt und anderweitig belegt werden. 
 
 

§ 10 
Haftung 

 
(1) Die Samtgemeinde Fintel haftet gegenüber den Benutzern nur für Schäden, welche von ihren Organen oder Beauf-
tragten vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurden. 
 
(2) Die Benutzer haften der Samtgemeinde Fintel für alle Schäden an der Unterkunft, den überlassenen Gegenständen 
und/oder dem Zubehör, welche sie vorsätzlich oder fahrlässig verursachen. Sie haften auch für das Verschulden von 
Haushaltsangehörigen und/oder Dritten, welche sich mit ihrem Willen in der Unterkunft aufhalten. 
 
(3) Durch unsachgemäßen Gebrauch entstehende Reparaturbedarfe werden durch die Hausmeister der Samtgemeinde 
fachgerecht behoben und dem Verursacher gesondert in Rechnung gestellt. Reparaturbedarfe, welche sich aus Ver-
schleiß, sachgemäßem Gebrauch oder Materialermüdung ergeben, werden nach unverzüglicher Meldung fachgerecht 
durch die Hausmeister der Samtgemeinde behoben. 
 
(4) Die Benutzer haften zudem für alle Schäden, welche der Samtgemeinde Fintel oder nachfolgenden Benutzern 
dadurch entstehen, dass sie die Unterkunft nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses nicht vollständig geräumt 
und/oder besenrein zurückgegeben oder nicht alle Schlüssel übergeben haben. 
 
(5) Schäden und/oder Verunreinigungen, für welche die Benutzer haften, kann die Samtgemeinde Fintel auf Kosten der 
Benutzer beseitigen lassen. 
 
(6) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 11 
Pflicht zur Nutzungsentschädigung 

 
(1) Die Samtgemeinde Fintel erhebt für die Benutzung der von ihr eingerichteten und unterhaltenen Obdachlosenunter-
künfte eine Nutzungsentschädigung. 
 
(2) Entschädigungspflichtig sind die jeweiligen Benutzer der Obdachlosenunterkünfte. Mehrere gemeinsam zugewiesene 
Benutzer einer Unterkunft (ggf. Teil-Unterkunft) haften gesamtschuldnerisch. 
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(3) Die Entschädigungspflicht entsteht von dem Tage an, ab welchem die Entschädigungspflichtigen die Unterkunft 
benutzen oder aufgrund der Einweisungsverfügung nutzen können. Sie endet mit dem Tag der ordnungsgemäßen Über-
gabe der Unterkunft an die Samtgemeinde Fintel oder dem Tag der tatsächlichen Neubelegung (gem. § 9 Abs. 3). 
 
(4) Die Nutzungsentschädigung ist jeweils monatlich im Voraus und zwar spätestens am dritten Werktag nach Aufnahme 
in die Obdachlosenunterkunft, im Übrigen bis zum dritten Werktag eines jeden Monats an die Samtgemeinde Fintel zu 
entrichten. 
 
(5) Besteht die Entschädigungspflicht nicht für einen vollen Monat, so wird der einzelne entschädigungspflichtige Tag mit 
1/30 des Monatsbetrages berechnet. Einzugs- und Auszugstag werden jeweils als voller Tag berechnet. Am Tage der 
Verlegung von einer Unterkunft in eine andere ist nur die Tagesentschädigung für die neue Unterkunft zu entrichten. 
Zuviel gezahlte Entschädigungen werden unverzüglich rückerstattet. 
 
(6) Rückständige Entschädigungsbeträge können im Verwaltungsvollstreckungsverfahren eingezogen werden. 
 
(7) Eine vorübergehende Nichtnutzung der Unterkunft entbindet den Benutzer nicht von seiner Zahlungspflicht bzgl. der 
festgelegten Nutzungsentschädigung und der Einhaltung der Hausordnung. 
 
 

§ 12 
Berechnung der Nutzungsentschädigung 

 
(1) Die festzusetzende Nutzungsentschädigung setzt sich zusammen aus der Nutzungsgebühr und den Nebenkosten im 
Sinne der Betriebskostenverordnung. 
 
(2) Pro qm der zugewiesenen Nutzfläche beträgt die mtl. Nutzungsgebühr für: 

– Graf-Wilhelm-Str. 47 5,50 € 

– Berliner Str. 7 6,00 € 
 
Für weitere angemietete Objekte ergibt sich die Gebühr aus der qm-bezogenen Kaltmiete. 
 
(3) Die Nebenkosten (s. Betriebskostenverordnung) werden in Form einer Pauschale je Bewohner der Obdachlosen-
unterkünfte erhoben und betragen monatlich 50,00 € pro eingewiesener Person. Für Kinder unter drei Jahren beträgt 
diese Pauschale 35,00 €. 
 
(4) Für die Stromversorgung wird eine monatliche Vorauszahlung in Höhe von 30,00 € pro Person erhoben. Die Abrech-
nung der tatsächlich angefallenen Stromkosten für die jeweilige Obdachlosenunterkunft erfolgt per Auslesen der Strom-
zähler einmal pro Jahr. Die sich hieraus ergebenden Stromkosten werden pro Kopf und Nutzungsmonat durch die 
Benutzer geteilt. Ein begonnener Nutzungsmonat wird ab dem dritten Kalendertag als voller Kalendermonat berechnet. 
Etwaige überzahlte Beträge werden im Anschluss ausgekehrt, etwaig nachzuzahlende Beträge werden im Anschluss 
nachgefordert. 
 
(5) Neben der Nutzungsgebühr sind ebenfalls die ggf. weiteren Verbrauchs- und Nebenkosten (z. B. unverhältnismäßig 
hoher Stromverbrauch, Sperrmüllkosten) von den Benutzern in Höhe der tatsächlich anfallenden Kosten zu entrichten. 
Ist bei den Verbrauchs- und Nebenkosten eine Abrechnung nach dem tatsächlichen Verbrauch bzw. der tatsächlichen 
Inanspruchnahme nicht möglich oder nicht sachgerecht, so sind von den Benutzern monatliche, pauschale Kostenbei-
träge zu zahlen. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.10.2017 in Kraft. 
 
 
Lauenbrück, den 07.09.2017 
 
Samtgemeinde Fintel 
Krüger 
Samtgemeindebürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2017 Nr. 17 
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Satzung 

zur 1. Änderung der Satzung über den Betrieb und die Benutzung 
von Tageseinrichtungen für Kinder der Samtgemeinde Fintel 

 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit § 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) sowie § 20 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder 
(KiTaG) hat der Rat der Samtgemeinde Fintel in seiner Sitzung am 07.09.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die vom Rat der Samtgemeinde Fintel am 29.06.2017 beschlossene Satzung über den Betrieb und die Benutzung von 
Tageseinrichtungen für Kinder der Samtgemeinde Fintel wird wie folgt geändert: 
 
1. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

 „Für die Aufnahme zum 01.08. des Jahres ist der Aufnahmeantrag bis zum 31.01. des Jahres zu stellen.“ 
 
2. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 „Die Höhe der Benutzungsgebühr ist abhängig vom Einkommen der Sorgeberechtigten. 
 Die Gebühr beträgt monatlich für jedes Kind bei 
 
Monatl. 
Einkünften 

Kindergarten und Krippe wöchentliche Betreuungszeit inkl. Sonderbetreuungszeit in Stunden 

 bis zu 
20 

bis zu 
22,5 

bis zu 
25 

bis zu 
27,5 

bis zu 
30 

bis zu 
32,5 

bis zu 
35 

bis zu 
37,5 

bis zu 
40 

bis zu 
42,5 

bis zu 
45 

bis zu 
47,5 

bis zu 
50 

in € Gebühr in € 

über 5.000 275 300 325 350 375 400 425 450 475 500 525 550 575 

über 1.500 
bis unter 
5.000 

5,5 % 6,0 % 6,5 % 7,0 % 7,5 % 8,0 % 8,5 % 9,0 % 9,5 % 10 % 10,5 % 11 % 11,5 % 

bis 1.500 82,5 90,0 97,5 105 112,5 120 127,5 135 142,5 150 157,5 165 172,5 

 
Monatlichen Einkünften (in €) Hort (wöchentl. Betreuungszeit bis zu 13 Std.) / Gebühr in € 

über 5.000 212,5 

über 1.500 bis unter 5.000 4,25 % 

bis 1.500 63,75 

 
Für weitere Kinder einer Familie, die zeitgleich die Einrichtung besuchen, wird die Gebühr um 50 % für das zweite und 
um 75 % für jedes weitere Kind gemindert. Kinder, die von der Gebührenpflicht freigestellt sind (z. B. durch die vollstän-
dige Übernahme der Benutzungsgebühr durch das Land Niedersachsen bzw. den Landkreis Rotenburg (Wümme), wer-
den bei der Gebührenermäßigung nicht berücksichtigt. In Härtefällen kann eine andere Einstufung vorgenommen wer-
den. Gründe, die eine andere Einstufung rechtfertigen können, sind schriftlich vorzutragen. 
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Lauenbrück, den 07.09.2017 
 
Samtgemeinde Fintel 
Krüger 
Samtgemeindebürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2017 Nr. 17 
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Satzung 

über den Betrieb und die Benutzung der Kindertagesstätten 
in der Samtgemeinde Sittensen 

 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit den §§ 1 und 5 
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) sowie den §§ 10 und 20 des Gesetzes über Tageseinrich-
tungen für Kinder (KiTaG) hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 15.06.2017 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Rechtlicher Status 

 
Die Samtgemeinde Sittensen betreibt als öffentliche Einrichtungen Kindertagesstätten in der Königshofallee 6, Ostland-
straße 30, Kurze Straße 5 in Sittensen und in Tiste. 
Die jeweilige Leitung übt das Hausrecht aus. 
 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
Aufgabe der Kindertagesstätten ist die sozialpädagogische Betreuung der Kinder des Elementarbereiches. Sie ergänzt 
die Erziehung des Kindes in der Familie und bereitet die Kinder auf den Schulbesuch vor bzw. unterstützt die Schule im 
Bildungsauftrag. Einzelheiten regelt das pädagogische Konzept der jeweiligen Einrichtung. 
 
 

§ 3 
Aufnahme 

 
(1) In die Kindertagesstätten können alle Kinder auf Antrag (§ 5) aus der Samtgemeinde Sittensen aufgenommen wer-

den; 

 a. ab einem Lebensalter von 8 Wochen in die Krippe,  

 b. ab Vollendung des 3. Lebensjahres in den Kindergarten und  

 c.  ab Einschulung in die ergänzende Betreuung,  

 soweit entsprechende Plätze vorhanden sind. 

 
(2) Die Aufnahme in die Einrichtungen nach Abs. 1 Buchst. a) + b) erfolgt zum 01.08., 01.11., 01.02. und 01.05. eines 

Jahres. In Ausnahmefällen kann die Aufnahme zu einem anderen Termin erfolgen. Die Aufnahme in die Einrichtung 
nach Abs. 1 Buchst. c) erfolgt zum ersten eines jeden Monats. 

 
(3) Kinder erhalten mit der Aufnahme den Status der Tageseinrichtung, für die sie angemeldet wurden und behalten 

diesen für das gesamte Betreuungsjahr. Ein Wechsel in der Betreuungsart soll im Sinne einer kontinuierlichen 
Betreuung in den Gruppen nicht erfolgen. 

 
(4) Krippenkinder wechseln grundsätzlich zum Beginn des neuen Betreuungsjahres in den Kindergarten. Soweit mög-

lich, können Krippenkinder zu den Terminen nach Abs. 2 in den Kindergarten wechseln. 
 
(5) Die Betreuung von unter 3-Jährigen im Kindergarten oder weitere Betreuung von 3-Jährigen in der Krippe ist unter 

pädagogischen Gesichtspunkten möglich. 
 
 

§ 4 
Aufnahmeverfahren 

 
(1) Die verfügbaren Plätze in den Gruppen der Kindertagesstätten werden anhand der besonderen sozialen Situation 

des Kindes und seiner Sorgeberechtigten vergeben. 
 
(2) Die verfügbaren Plätze in der Einrichtung nach § 3 Abs. 1 Buchst. c) werden nach der Länge des Anmeldezeitrau-

mes, im Übrigen in der Reihenfolge des Eingangs der Anmeldung vergeben. 
 
 

§ 5 
Aufnahmeantrag 

 
(1) Die Anmeldung der Kinder erfolgt für eine der in § 1 genannten Kindertagesstätten im Rathaus. 
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(2) Über den Aufnahmeantrag entscheidet die Samtgemeindeverwaltung nach Rücksprache mit den Leiterinnen der 
Kindertagesstätten. 

 
(3) Die Entscheidung über die Aufnahme ist den Sorgeberechtigten in einem Bescheid schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 6 
Gesundheitsvorsorge 

 
(1) Jeder Fall oder Verdacht einer übertragbaren Krankheit gem. § 34 Infektionsschutzgesetz (IfSG) ist der Leiterin der 

Kindertagesstätte unverzüglich mitzuteilen. Personen/Kinder, die an einer im § 34 IfSG genannten Krankheit 
erkrankt sind oder Krankheitserreger ausscheiden, dürfen die Einrichtung nicht besuchen. Für die Wiederzulassung 
gelten Empfehlungen des Robert-Koch Instituts bzw. ist in Einzelfällen die Zustimmung des Gesundheitsamtes 
erforderlich. 

 
(2) Kinder, die an Fieber oder einem Magen-Darm-Infekt leiden, sollen die Kindertagesstätte erst wieder besuchen, 

wenn sie 24 Stunden symptomfrei sind. 
 
 

§ 7 
Elternvertretung und Beirat 

 
(1) Die Sorgeberechtigten der Kinder einer Gruppe wählen aus ihrer Mitte einen Elternvertreter/eine Elternvertreterin 

sowie deren Vertretung. Die Gruppensprecher aller Gruppen bestimmen den Elternsprecher für den Gesamtbeirat. 
Das Wahlverfahren regelt der Gesamtbeirat. 

 Die Elternvertreter bilden einen Elternrat. Die erste Wahl in den Kindertagesstätten veranstaltet die Samtgemeinde. 
 
(2) Der Elternsprecher, die Leiterinnen der Kindertagesstätten sowie der Samtgemeindebürgermeister oder dessen 

Beauftragter und drei Vertreter des Rates bilden den Gesamtbeirat. 
 
 

§ 8 
Öffnungszeiten, Urlaubsregelung 

 
(1) Die Kindertagesstätten sind von montags bis freitags wie folgt geöffnet: 
 
 Kindertagesstätte Drosselgasse: 

 Vormittags 08.00 Uhr - 12.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 
 Mittagsdienst I 12.00 Uhr - 12.30 Uhr 
 Mittagsdienst II 12.30 Uhr - 13.00 Uhr 

 Nachmittags 13.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 Mittagsdienst II 12.30 Uhr - 13.00 Uhr 
 Spätdienst: 17.00 Uhr - 17.30 Uhr 

 Ganztagsgruppe 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 
 Spätdienst: 17.00 Uhr - 17.30 Uhr 

 Krippenbetreuung 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 
 Spätdienst 17.00 Uhr - 17.30 Uhr 
 
 Kindertagesstätte Ostlandstraße: 

 Integrationsgruppe 07.30 Uhr - 15.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 07.30 Uhr 
 Mittagsdienst II  12.30 Uhr - 13.00 Uhr 

 Ganztagsgruppe I 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 15.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 

 Ganztagsgruppe II 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 
 Spätdienst: 17.00 Uhr - 17.30 Uhr 
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 Krippenbetreuung 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 
 
 Kindertagesstätte Tiste: 

 Krippenbetreuung Gruppe 1 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 

 Krippenbetreuung Gruppe 2 
 ist möglich von 08.00 Uhr - 15.00 Uhr 
 Frühdienst: 07.00 Uhr - 08.00 Uhr 
 
 Ergänzende Betreuung in der Grundschule Sittensen 

 Montag - Freitag 07.15 Uhr - 08.15 Uhr 
 Montag - Donnerstag 15.15 Uhr - 17.00 Uhr 
 Freitag 13.00 Uhr - 17.00 Uhr 
 für Schülerinnen und Schüler der Klassen 1 bis 4 
 
(2) In begründeten Ausnahmefällen kann von diesen Öffnungszeiten abgewichen werden. Die dadurch entstehenden 

Kosten sind vom Verursacher zu tragen. Dies gilt auch für von der Zahlung von Gebühren befreite Kinder. 
 
 

§ 9 
Betreuungsarten 

 
(1) Die Regelbetreuung in den Kindertagesstätten findet in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr statt. Die regelmäßige 

Betreuung darüber hinaus wird als erweiterte Betreuung bezeichnet. 
 
(2) Ganztagsbetreuung ist die Betreuung von 8.00 Uhr bis mindestens 14.00 Uhr. 
 
(3) Werden verlängerte Betreuungszeiten an bis zu drei Tagen/Woche dazu gebucht, so ist dies die flexible Betreuung. 
 
(4) Falls in der flexiblen Betreuung von 12.00 Uhr bis 17.00 Uhr (Abholung um 14.00 Uhr, 15.00 Uhr, 16.00 Uhr sowie 

17.00 Uhr) noch Plätze vorhanden sind, können diese flexibel gebucht werden. Die Anmeldungen hierfür sollen aus 
Gründen der Planungssicherheit einen Monat im Voraus erfolgen. Nur im begründeten Ausnahmefall kann die 
Anmeldung bis zu zwei Tage vorher bei den Erzieherinnen erfolgen. In der Krippenbetreuung kann ebenfalls eine 
flexible Betreuung bis 15.00, 16.00 oder 17.00 Uhr dazu gebucht werden. 

 
 

§ 10 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Für die Betreuung in den Kindertagesstätten der Samtgemeinde Sittensen sind Gebühren nach Maßgabe dieser 

Satzung zu entrichten. 
 
(2) Die Gebühren richten sich nach der Betreuungsform des Kindes zum Ersten eines jeden Monats. Ausnahmen erge-

ben sich aus der Gebührentabelle. 
 
(3) Die Berechnung der Gebühren ist in Anlage I (Gebührentabelle) geregelt und Bestandteil dieser Satzung. 
 
(4) Wird die gebuchte Öffnungszeit der Gruppe überschritten, so werden die anfallenden Erzieherstunden in vollem 

Umfang Rechnung gestellt. 
 
 

§ 11 
Feriendienst 

 
(1) Die Kindertagesstätten bleiben in den Sommerferien vier Wochen und vom 24.12. bis 31.12. geschlossen. Am Tag 

nach Himmelfahrt findet ein Bereitschaftsdienst statt. 
 
(2) Bei Bedarf wird in den Sommerferien ein kostenpflichtiger Feriendienst in den Kindertagesstätten eingerichtet. Die 

beiden kommunalen Kindertagesstätten und die evangelische Kindertagesstätte wechseln sich während dieser Zeit 
in der Betreuung ab, sodass die Kinder berufstätiger Eltern insgesamt für 4 Wochen durchgehend betreut werden 
können. Auch schulpflichtige Kinder können hieran teilnehmen, wenn die Schule später beginnt als das Betreu-
ungsjahr endet. 

 



 410

(3) Die Krippenkinder und Integrationskinder werden in den Kindergartenferien ausschließlich in der eigenen Kinder-
tagesstätte betreut. 

 
(4) Die Betreuungszeiten während des Feriendienstes entsprechen denen der Regelbetreuung. 
 
(5) Für die Inanspruchnahme des gesamten Feriendienstes in den Sommerferien wird die Hälfte einer Monatsgebühr 

zusätzlich zu den laufenden Kindergartengebühren erhoben. Dies gilt nicht für von Gebühren befreite Kinder. Wird 
der Feriendienst nur wochenweise in Anspruch genommen, ist ein anteiliger Monatsbeitrag zu entrichten. Hierzu 
wird eine gesonderte Vereinbarung geschlossen. Der Beitrag für den Feriendienst wird bei Anmeldung fällig. 

 
(6) Die Verpflegung ist gesondert nach Inanspruchnahme zu zahlen. 
 
(7) Wenn die Kindertagesstätte aufgrund von Fortbildungen o. ä. geschlossen werden muss, werden die Eltern recht-

zeitig informiert, dass die Betreuung in der Kindertagesstätte an diesem Tag nicht stattfinden kann. 
 
 

§ 12 
Besuchsregelung/Kündigung 

 
(1) Ist das Kind am Besuch der Kindertagesstätte gehindert, so ist dieses den Leiterinnen unverzüglich mitzuteilen. 
 
(2) Fehlt ein Kind ununterbrochen länger als zwei Wochen unentschuldigt, so kann nach schriftlicher Mitteilung an die 

Sorgeberechtigten über den Platz anderweitig verfügt werden, wenn nicht innerhalb von drei Tagen nach dieser 
Mitteilung eine Entschuldigung nachgereicht wird. 

 
(3) Der Mindestbesuch der Kindertagesstätte beträgt grundsätzlich ein Betreuungsjahr. Die Betreuungszeiten, die von 

den Sorgeberechtigten mit der Anmeldung bzw. Aufnahme festgelegt werden, sind ebenfalls für das gesamte 
Betreuungsjahr grundsätzlich verbindlich. 

 
(4) Kündigungen der Regelbetreuungszeiten bzw. des Kindergartenplatzes im laufenden Betreuungsjahr können nur in 

begründeten Ausnahmefällen und zum jeweiligen Monatsende vorgenommen werden. Die schriftliche Kündigung 
muss bis zum 15. des Monats bei der Samtgemeindeverwaltung vorliegen. Für angefangene Monate ist der Beitrag 
voll zahlbar. 

 
(5) Schulanfänger werden zum Ende des Betreuungsjahres (31.07.) automatisch abgemeldet. Eine vorherige Abmel-

dung ist nur in Ausnahmefällen möglich. Bei späterem Schulbeginn als 01.08. eines Jahres gilt die Abmeldung erst 
zum faktischen Schulbeginn. 

 
(6) Ist das Vertrauensverhältnis zwischen der Kindertagesstätte und den Sorgeberechtigten nachhaltig gestört und 

besteht keine Aussicht auf Besserung, kann die Samtgemeinde Sittensen den Betreuungsplatz nach Bekanntwer-
den dieser Tatsache zum Ende des folgenden Monats kündigen. 

 
 

§ 13 
Haftungsausschluss, Versicherungsschutz 

 
(1) Wird eine Kindertagesstätte aus medizinischen Gründen auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 

zwingenden Gründen geschlossen, haben die Eltern keinen Anspruch auf Schadenersatz. 
 
(2) Für den Verlust von mitgebrachten Sachen kann eine Haftung nicht übernommen werden. 
 
(3) Zur Sicherung der Kinder auf dem Weg zu den oder von den Kindertagesstätten ist mit den Leiterinnen schriftlich 

zu vereinbaren, wann und von wem das Kind abgeholt wird und ob es ohne Begleitung nach Hause entlassen wer-
den kann. Die Kinder sind beim Bringen in die Kindertagesstätten von einem Erwachsenen bis zur Gruppe zu 
begleiten bzw. beim Verlassen von einem Erwachsenen in der Gruppe abzuholen. 

 
(4) Für den Weg zu den, für die Dauer des Aufenthaltes in den und für den Rückweg von den Kindertagesstätten sind 

die Kinder gegen Unfall beim Gemeindeunfallversicherungsverband bzw. beim Kommunalen Schadenausgleich 
versichert. Verunglückt ein Kind auf dem Wege zu den oder von den Kindertagesstätten, so ist dieses der Leiterin 
unverzüglich anzuzeigen. 
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§ 14 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über den Betrieb und die Benutzung der Kinder-
gärten vom 01.08.2016 außer Kraft 
 
 
Sittensen, den 15.06.2017 
 
Samtgemeinde Sittensen 
Tiemann 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 
 
Anlage I 
 
 

Gebührentabelle 

nach § 10 Abs. 3 der Satzung über den Betrieb und die Benutzung der Kindertagesstätten 
in der Samtgemeinde Sittensen 

 
 

Teil I 
Allgemeine Gebührenpflicht 

 
1. Für die Betreuung in den Kindertagesstätten der Samtgemeinde Sittensen sind Gebühren und Kosten zu entrich-

ten. Die Gebühr mit Kosten wird pro Kind und Monat festgesetzt. Die Gebühren werden im Betreuungsjahr (01.08. 
bis 31.07.) grundsätzlich für ein ganzes Jahr in monatlichen Raten erhoben. 
 

2. Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Betreuungsart und dem Betreuungsumfang. Grundsätzlich ist der jewei-
lige Höchstbetrag zu entrichten. Auf Antrag wird die Gebühr aufgrund einer individuellen Berechnung nach Sozial-
staffel festgesetzt. 
 

3. Gebührenpflichtig sind die Sorgeberechtigten des Kindes. Bestehen Zweifel darüber, wer Gebührenpflichtiger ist, 
wird derjenige zur Gebühr veranlagt, der das Kind angemeldet hat. 
 

4. Der Antrag auf Anwendung der Sozialstaffel wird für das Betreuungsjahr (01.08. - 31.07.) bzw. für den Zeitraum bis 
zum Ablauf des Betreuungsjahres (31.07.) gestellt. Für die Anwendung der Sozialstaffel sind der Samtgemeinde-
verwaltung prüffähige Unterlagen bis zum 15. des Vormonats des Berechnungsmonats vorzulegen. Werden die 
Einkünfte nicht nachgewiesen, ist der Höchstbetrag zu zahlen. 

 
5. Wenn sich die Einkünfte im Laufe des Betreuungsjahres um mehr als 20 % des vorletzten Jahres verringern, kön-

nen auf Antrag die zu erwartende Einkünfte zugrunde gelegt werden. Erhöhen sich die Einkünfte im Laufe des 
Betreuungsjahres um mehr als 20 %, so muss dieses der Samtgemeinde zwecks Neuberechnung angezeigt wer-
den. 

 
6. Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig eine der Kindertagesstätten, ermäßigt sich die errechnete 

Gebühr für das zweite Kind um 50 %, für jedes weitere Kind um 75 % der Gebühr Dies gilt auch für die erweiterte 
Betreuung. 

 
7. Die Zahlungspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem das Kind die Kindertagesstätte besucht. Sie endet mit 

Ablauf des Monats, in dem das Kind aus der Kindertagesstätte ausscheidet. 
 
8. In der Krippe sind die ersten 14 Tage der Betreuung als Eingewöhnung kostenfrei. Kosten für die Verpflegung wäh-

rend dieser Zeit werden nicht erhoben. 
 
9. Das Fehlen eines Kindes wegen Krankheit oder aus sonstigen Gründen entbindet nicht von der Verpflichtung zur 

Zahlung der Gebühren und Kosten. 
 
10. Die monatliche Gebühr wird zum 15. eines jeden Monats fällig und von der Samtgemeindekasse ausschließlich im 

Banklastschriftverfahren jeweils zum 16. eines Monats eingezogen. Bei der Aufnahme des Kindes ist eine Einzugs-
ermächtigung zu erteilen. Ausnahmsweise kann einer Überweisung der Gebühren zugestimmt werden. 

 
11. Sind die Zahlungspflichtigen mit der Zahlung der festgesetzten Gebühren mehr als 2 Monate in Verzug, kann zu 

Beginn des nächsten Monats anderweitig über den Platz verfügt werden. 
 
12. Sofern die Gebühren von Dritten übernommen werden (z. B. Land Niedersachsen oder Landkreis Rotenburg 

(Wümme)), wird keine Gebühr von den Zahlungspflichtigen erhoben. 
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13. In Härtefällen kann an die Verwaltung ein begründeter Antrag auf Einzelfallentscheidung gestellt werden. Der 

Samtgemeindeausschuss beschließt über diesen Antrag. 
 
 

Teil II 
Berechnung der Gebühren 

 
1. Berechnungsgrundlage sind die durch aktuellen Steuerbescheid nachgewiesene Einkünfte im Sinne des § 2 Ein-

kommensteuergesetzes. Hierzu ist der Steuerbescheid des vorletzten, bzw., wenn vorhanden, des letzten Kalen-
derjahres vor Aufnahme des Kindes vorzulegen. Ist nur ein Elternteil sorgeberechtigt und leben die Eltern des Kin-
des im gemeinsamen Haushalt, bemisst sich die Gebühr nach den Einkünften beider Elternteile. 

 
2. Zu den Einkünften gehören die steuerpflichtigen Einkunftsarten gemäß § 2 des Einkommenssteuergesetzes 

 a) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

 b) Einkünfte aus Gewerbebetrieb 

 c) Einkünfte aus selbstständiger Arbeit 

 d) Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 

 e) Einkünfte aus Kapitalvermögen 

 f) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

 g) Sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG 
 
3. Zu den Einkünften gehören ferner andere Geldleistungen oder Bezüge, die zur Bestreitung des Lebensunterhaltes 

bestimmt oder geeignet sind. Dazu gehören Unterhaltsleistungen, pauschal versteuerte Einnahmen aus Erwerbs-
tätigkeit, Krankengeld, Arbeitslosengeld und Versorgungsbezüge, z. B. Renten oder Leibrenten. 

 
4. Nicht zu den Einkünften zählen Kindergeld, Wohngeld, Erziehungs- und Elterngeld, Einnahmen aus geringfügiger 

Beschäftigung. 
 
5. Verluste aus Vermietung, Verpachtung sowie aus gewerblichen Beteiligungen dürfen nicht abgesetzt werden. 
 
6. Sonderausgaben aufgrund von Behinderungen werden von den Einkünften abgesetzt, soweit sie durch Steuerbe-

scheid nachgewiesen sind. 
 
7. Abgesetzt werden dürfen Beträge für Kinder und Werbungskosten jeweils in pauschaler oder per Steuerbescheid 

nachgewiesener Höhe. 
8. Kinder sind minderjährige Abkömmlinge des Zahlungspflichtigen, die in seinem Haushalt oder im Haushalt des 

getrennt lebenden Zahlungspflichtigen leben und keine eigenen Einkünfte haben. Ältere Kinder ohne Einkünfte 
können berücksichtigt werden, solange hierfür Kindergeld gezahlt wird. 

 
9. Die Gebühr für einen Platz errechnet sich nach folgender Formel: 

 Jahres-Einkünfte lt. vorstehender Definition 
 ./. Kinderfreibetrag (à 3.000,-- €) für Kinder im Haushalt/Jahr 
 ./. Kinderfreibetrag (à 1.500,-- €) für Kinder außerhalb des Haushaltes/Jahr,  
  für die nachweislich Unterhalt gezahlt wird 
 ./. Werbungskosten, mind. 1.000,-- €/Jahr pro Arbeitnehmer 
  mit Nachweis auch mehr absetzbar 
 : 12 (Monate) 
 : 4.000,-- € 
 x Höchstbetrag 
 + Gebühren für Früh-, Mittag-, Spätdienst 
 + Kosten für das Mittagessen 

 Abgerundet auf volle Euro ergibt sich die monatliche Gebühr, wobei der Höchstbetrag nicht über- und der Mindest-
betrag nicht unterschritten werden.  

 
 

Teil III 
Krippe 

 
1. Für das Mittagessen wird eine Pauschale erhoben, die sich nach dem Bezugspreis des Anbieters richtet. 
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2. Gebühren für die Krippenbetreuung (5 Tage in der Woche): 

Betreuungszeiten Mindestsatz Höchstsatz 

08.00 bis 12.00 Uhr 100,00 € 308,00 € 

08.00 bis 15.00 Uhr 152,00 € 403,00 € 

08.00 bis 16.00 Uhr 173,00 € 443,00 € 

08.00 bis 17.00 Uhr 195,00 € 483,00 € 
 
3. Gebühren für die Krippenbetreuung (Sharingplatz) an 2 Tagen in der Woche: 

Betreuungszeiten Mindestsatz Höchstsatz 

08.00 bis 12.00 Uhr 40,00 € 123,00 € 

08.00 bis 15.00 Uhr 61,00 € 161,00 € 

08.00 bis 16.00 Uhr 69,00 € 177,00 € 

08.00 bis 17.00 Uhr 78,00 € 193,00 € 
 
4. Gebühren für die Krippenbetreuung (Sharingplatz) an 3 Tagen in der Woche): 

Betreuungszeiten Mindestsatz Höchstsatz 

08.00 bis 12.00 Uhr 60,00 € 185,00 € 

08.00 bis 15.00 Uhr 91,00 € 242,00 € 

08.00 bis 16.00 Uhr 104,00 € 266,00 € 

08.00 bis 17.00 Uhr 117,00 € 290,00 € 
 
5. Gebühren für die flexible Krippenbetreuung: 

Betreuungszeiten Gebühren 

12.00 - 15.00 Uhr 8,70 € 

12.00 - 16.00 Uhr 11,60 € 

12.00 - 17.00 Uhr 14,50 € 
 
6. Für die Inanspruchnahme des Früh- und Spätdienstes werden monatlich Zuschläge in Höhe von je 7,50 € erhoben. 

Dies gilt nicht bei der Inanspruchnahme der Ganztagsbetreuung. Die Kosten für den Früh- und Spätdienst sind in 
den Beiträgen für die Ganztagsbetreuung enthalten. 

 
7. Vollendet das Krippenkind im laufenden Betreuungsjahr das 3. Lebensjahr und kann nicht in eine Kindergarten-

gruppe wechseln, so ist ab dem nächsten Monatsersten die für die Betreuungsdauer entsprechende Kindergarten-
gebühr zu entrichten. 

 

Teil IV 
Kindergarten 

 
1. Gebühren für die Betreuung: 

Betreuungszeiten Mindestsatz Höchstsatz 

07.30 bis 12.30 Uhr 65,00 € 210,00 € 

08.00 bis 12.00 Uhr 60,00 € 185,00 € 

08.00 bis 14.00 Uhr 78,00 € 240,00 € 

08.00 bis 15.00 Uhr 91,00 € 280,00 € 

08.00 bis 16.00 Uhr 106,00 € 320,00 € 

08.00 bis 17.00 Uhr 117,00 € 360,00 € 

13.00 bis 17.00 Uhr 50,00 € 150,00 € 

 Für das Mittagessen wird eine Pauschale erhoben, die sich nach dem Bezugspreis des Anbieters richtet. 
 
2. Gebühren für die flexible Betreuung pro Tag: 

Betreuungszeiten Gebühren 

12.30 - 14.00 Uhr I-Gruppe 2,60 € 

12.00 - 14.00 Uhr 3,50 € 

12.00 - 15.00 Uhr 5,00 € 

12.00 - 16.00 Uhr 6,50 € 

12.00 - 17.00 Uhr 8,00 € 
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3. Sobald die Kinder im Kindergarten länger als bis 13.00 Uhr betreut werden, sowohl in der flexiblen als auch in der 

erweiterten Betreuung, werden sie mittags verpflegt. Die entsprechenden Kosten müssen daher den Betreuungs-
kosten zugeschlagen werden. 

 
4. Für die Inanspruchnahme des Früh-, Mittags- und Spätdienstes werden monatlich Zuschläge in Höhe von je 7,50 € 

erhoben. Dies gilt nicht bei der Inanspruchnahme der Ganztagsbetreuung. Die Kosten für den Früh-, Mittags- und 
Spätdienst sind in den Beiträgen für die Ganztagsbetreuung enthalten. 

 
 

Teil V 
Ergänzende Tagesbetreuung 

 
Gebühren für die Betreuung „Hort“ 
 
Die Betreuungszeiten richten sich nach § 8 Abs. 1 der Satzung. 
Die Gebühr beträgt von Montag bis Donnerstag 4,00 Euro je Nachmittag und am Freitag 8,00 Euro. 
 
Gebühren für die Frühbetreuung 
 
Die Gebühr beträgt 22,50 monatlich 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2017 Nr. 17 
 
 

Gemeinde Lauenbrück 

In-Kraft-Treten 
des Bebauungsplanes Nr. 21 „Betreutes Wohnen Im Heidhorn“ 

 
 
Aufgrund des §§ 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. mit § 10 und § 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Lauenbrück in seiner Sitzung am 11.07.2017 den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 21 „Betreutes Wohnen Im Heidhorn“, bestehend aus der Planzeichnung und der 
dazugehörigen Begründung, sowie den textlichen Festsetzungen gemäß § 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches 
(BauGB) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes, als Satzung beschlossen. Der 
Bebauungsplan wurde als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB aufgestellt; eine Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurde nicht durchgeführt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist dem nachfolgenden Lageplan zu entnehmen. Die genauen Grenzen des 
Plangebietes ergeben sich verbindlich aus den Eintragungen im Bebauungsplan. 
 

 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungsplan Nr. 21 „Betreutes Wohnen Im Heidhorn“ 
in Kraft. 
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Jedermann kann den Bebauungsplan Nr. 21 „Betreutes Wohnen Im Heidhorn“ einschließlich der Begründung gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB bei der Gemeinde Lauenbrück, Berliner Straße 3, 27389 Lauenbrück während der Dienststunden 
und nach vorheriger Vereinbarung einsehen und über dessen Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und, 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb 
von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Lauenbrück, den 11.09.2017 
 
Der Bürgermeister (L. S.) 
Intelmann 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.09.2017 Nr. 17 
 
 
C. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 
 
 

Einladung 
zu der am 27. Oktober 2017 um 15.00 Uhr 

stattfindenden Sitzung der Verbandsversammlung 
des Sparkassenzweckverbandes Scheeßel 

im Forum der Sparkasse Scheeßel (2. Obergeschoss) 
 
 

TAGESORDNUNG 
 
 
Öffentlicher Teil 

1 • Begrüßung 

 • Feststellen der  

  ○ ordnungsgemäßen Einladung 

  ○ Vollzähligkeit der Teilnehmer 

 ○ Beschlussfähigkeit 

  ○ Tagesordnung 

 • Pflichtenbelehrung für anwesende, bisher noch nicht belehrte Mitglieder der Zweckverbandsversammlung 
 
2 Genehmigen der Niederschrift über die Sitzung der Zweckverbandsversammlung vom 24. Januar 2017 
 
3 Bericht zur Lage 
 
4 Bekanntgaben, Anfragen und Anregungen 
 
 
Scheeßel, 7. September 2017 
 

Sparkassenzweckverband Scheeßel 

Behrens 
Verbandsgeschäftsführer 

Frick 
Vorsitzender der Zweckverbandsversammlung 

 
Sollten Sie an der Teilnahme verhindert sein, bitten wir Sie, Ihrer Vertreterin bzw. Ihrem Vertreter diese Einladung zu 
übersenden. 
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